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HELMUT HUBACHER (1926–2020)

Ein Präsident  
im  Übergang
Helmut Hubacher war in der Sozialdemokratie der  Hochkonjunktur 
 verankert, hatte zugleich aber auch ein Gespür für neue 
 gesellschaftliche Themen. Das machte ihn in der damaligen Zeit  
zum idealen Parteichef für die SP.

VON BERNARD DEGEN

KÜNDIGUNGSINITIATIVE

Zuerst lockt die SVP 
das Kapital, dann 
kommen die Menschen
Die SVP schimpft über Zuwanderung, Beton, hohe Mieten  
und zu tiefe Löhne. Dabei ist all das wenn schon die Folge ihrer  
eigenen Politik.

VON YVES WEGELIN

Ein Vorwurf begleitete Helmut Hubacher als 
Parteipräsident ständig: Er habe die SP für 
Themen wie die Ökologie und für neue Schich-
ten geöffnet und dabei die Arbeiterschaft ver-
gessen. Wer aber auf das Leben des Politikers 
zurückblickt, der am 19. August im Alter von 
94 Jahren verstorben ist, merkt rasch: Die Kri-
tikerInnen kannten seinen politischen Werde-
gang wie seine berufliche Prägung schlecht.

Geboren wurde Hubacher 1926 im Em-
mentaler Bauerndorf Krauchthal, er wuchs 
aber hauptsächlich bei seinen Grosseltern in 
Zollikofen bei Bern auf. Nach der Schule liess 
er sich bei der SBB zum Stationsbeamten aus-
bilden und trat dem Schweizerischen Eisen-
bahnerverband  (SEV) bei. Sein Chef schickte 
ihn nach Basel, wo er sich für die nächsten 
Jahrzehnte niederliess.

Bald machte er sein gewerkschaftliches 
En gage ment zum Beruf, erst beim SEV, dann 
als Sekretär der Basler Sektion des Verbands 
des Personals öffentlicher Dienste  (VPOD). 
Dort dominierten die Schwergewichte der 
lokalen SP mit einem strikt antikommunis-
tischen Kurs. Als sie gar ein Berufsverbot für 
KommunistInnen verlangten, gerieten sie in 
Konflikt mit der VPOD-Zentrale. In den natio-
nalen Gremien verteidigte der junge Sekretär 
die Positionen seiner Sektion.

Parallel dazu entwickelte sich Hubachers 
politische Karriere. Bereits früher Mitglied der 
Juso, schloss er sich 1947 der Sektion Breite der 
Basler SP an, wo er wegen deren Überalterung 
rasch in den Vorstand aufrückte. Es folgte die 
Wahl in den Grossen Rat, dem er zwölf Jahre 
lang angehörte. Ende 1963 rückte er in den Na-
tionalrat nach und verblieb dort bis 1997.

Kritik an der Rüstungspolitik

Die SP-Fraktion war damals stark von der al-
ten Garde geprägt. Der Neue musste also ein 
von den Veteranen nicht besetztes Thema 
suchen  – und fand es in der Kritik am Eidge-
nössischen Militärdepartement. Die Wahl war 
keineswegs problemlos, akzeptierten doch 
viele Sozialdemokratinnen und Gewerkschaf-
ter die starke Stellung der Armee in der Gesell-
schaft  unbesehen.

Hubacher profilierte sich mit Kritik 
an der dilettantischen Rüstungspolitik, die 
Qualität und Preis hinter geschäftliche oder 
politische Interessen zurückstellte. Auch ge-
gen die jede Dimension sprengenden Beschaf-
fungswünsche setzte er sich zur Wehr. Damit 
konnte er in den eigenen Reihen schon mal auf 
Widerstand stossen, betrachteten dort doch 
nicht wenige Rüstungsgüter unter dem Ge-
sichtspunkt der Arbeitsbeschaffung.

Im gleichen Jahr, als er in den National-
rat gewählt wurde, wechselte er vom VPOD-
Sekretariat in die Redaktion der «Basler Arbei-
ter-Zeitung». Als diese zusammen mit anderen 
sozialdemokratischen Blättern den kurzlebi-

gen AZ-Ring bildete, übernahm er dort ab 1970 
für zwei Jahre die Chefredaktion. Die Arbeiter-
Innenbewegung stand damals vor einer Zer-
reissprobe, stimmte doch ein Teil der Basis den 
rassistischen Argumenten von  James Schwar-
zenbach zu.

Obwohl Hubacher selbst dessen Volks-
ini tia ti ve bekämpfte, fanden befürworten-
de Überlegungen immer wieder Eingang in 
Texte des AZ-Rings. Auch der Chefredaktor 
verwendete den Begriff der «Überfremdung» 
unreflektiert. Anfang der siebziger Jahre kehr-
te Hubacher als Sekretär des Basler Gewerk-
schaftsbunds wieder in sein altes Tätigkeits-
feld zurück, wo er bis zu seiner Pensionierung 
verblieb.

Das Präsidium der SP übernahm er 1974 
und behielt es bis 1990 – die ideale Besetzung 
in dieser schwierigen Übergangsperiode. 
Einer seits war er seit seinen Anfängen im tra-
ditionellen Parteimilieu verwurzelt. Anderer-
seits besass er die nötige Offenheit, um einer 
Generation, die vom gesellschaftlichen Um-
bruch der späten sechziger Jahre geprägt wur-
de, die Mitarbeit zu ermöglichen.

Breit verankert

Auf welche Ablehnung Hubacher im bürger-
lichen Lager stiess, zeigte sich, als er 1976 
für die Basler Regierung kandidierte. Kaum 
ein ernsthafter Kandidat hatte in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts eine ähnliche Flut 
von Vorwürfen abzuwehren. An seiner Stelle 
wurde ein abtrünniger Parteigenosse gewählt.

Als Hubacher 1982 mit einer SP-Dele-
gation Erich Honecker in der DDR besuchte, 
erntete er harsche Kritik. Wer allerdings die 
damalige Zeit nüchtern betrachtete, konnte 
darin nichts Ausserordentliches sehen. Weni-
ge Monate zuvor hatte der deutsche Kanzler 
Helmut Schmidt ebenfalls Honecker besucht, 
und auch Willy Brandt war in die DDR gereist.

Ebenfalls im Rampenlicht stand Huba-
cher 1983 nach der Nichtwahl von Lilian Uch-
tenhagen, der ersten Frau, die für den Bundes-
rat antrat. Die Bürgerlichen hatten Otto Stich 
der offiziellen SP-Kandidatin vorgezogen. In 
breitem Rahmen wurde daraufhin ein Austritt 
aus dem Bundesrat diskutiert. Doch entgegen 
dem Willen Hubachers billigte die Mehrheit 
der Partei die Wahl Stichs.

Nach seiner Pensionierung und dem 
Rückzug aus dem Nationalrat blieb Hubacher 
als Autor weiterhin präsent. Er schrieb in sei-
nem Alterssitz im Jura mehrere Bücher mit Er-
innerungen zur schweizerischen Politik und 
veröffentlichte bis kurz vor dem Tod regelmäs-
sig eine Kolumne in der «Basler Zeitung». Die 
Popularität seiner Texte zeigte, wie breit veran-
kert er in der Gesellschaft noch immer war.

Der Historiker Bernard Degen, geboren 1952,  
ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
Departement Geschichte der Universität Basel.

Was macht die Personenfreizügigkeit mit der 
Schweiz? Mit dem Boden? Den Mieten? Den 
Löhnen? Vier Wochen vor der Abstimmung 
über die SVP-Initiative zur Beendigung der 
Personenfreizügigkeit beschäftigt sich die 
Schweiz wieder einmal mit den immer glei-
chen Fragen. Dabei sind die Fragen falsch 
 gestellt.

Die Arbeitskräfte kommen nicht we-
gen der Personenfreizügigkeit. Sie kommen 
hierher, weil die Schweiz viel ausländisches 
Kapital ins Land lockt, das Arbeitskräfte be-
nötigt. Das ist kaum ein Thema, dabei ist die 
Summe der ausländischen Direktinvestitio-
nen gigantisch. Von einer Direktinvestition 
spricht man, wenn eine ausländische Fir-
ma in der Schweiz ein Tochterunternehmen 
gründet und Geld in diese Fir-
ma steckt, einen grösseren Teil 
 einer Firma aufkauft oder selbst 
in die Schweiz übersiedelt. Seit 
2000 ist die Summe dieser In-
vestitionen gemäss Zahlen der 
Uno-Organisation Unctad von 
100 Milliarden auf 1,4 Billionen 
US-Dollar geklettert. Damit liegt 
die kleine Schweiz in absoluten 
Zahlen gemessen weltweit auf 
Rang sieben. Viele dieser Firmen, 
darunter zahlreiche Finanz- und 
Holdinggesellschaften, investie-
ren wiederum viel Geld in Firmen im Ausland. 
Kurz: Die Schweiz ist eine riesige Drehscheibe 
für ausländisches Kapital.

Geschenke für die Konzerne

Die ausländisch kontrollierten Firmen haben 
gemäss Zahlen der Nationalbank seit 2005 
jährlich rund 18 000 Stellen geschaffen. Zählt 
man den Familiennachzug sowie die Arbeits-
plätze hinzu, die diese Firmen bei Zulieferern 
und deren Angestellte wiederum im Immobi-
liensektor, Verkauf oder Gesundheitswesen 
schaffen, ist damit schnell ein Grossteil der 
jährlichen Zuwanderung im gleichen Zeit-
raum von rund 70 000 Menschen erklärt.

Diese Menschen wären auch ohne Per-
sonenfreizügigkeit in die Schweiz gekommen. 
Im Kapitalismus ist es das Kapital, das die 
Menschen holt. Die 2002 eingeführte Perso-
nenfreizügigkeit mit der EU verleiht diesen 
Arbeitskräften Rechte für ein würdiges Leben: 
das Niederlassungsrecht, soziale Absicherung, 
den Nachzug der Familie. Ohne diesen Nach-
zug wären etwas weniger Menschen zugewan-
dert. Doch wer will heutzutage noch ernsthaft 
fordern, dass ganze Generationen von Kindern 
ohne ihre Eltern aufwachsen sollen?

Wenn die SVP ein Problem mit der Zu-
wanderung hat und befürchtet, die Schweiz 
werde allmählich zubetoniert, dann sollte sie 
etwas gegen die weltweit rekordtiefen Unter-
nehmenssteuern tun. Diese sind der Haupt-
grund für die massive Zunahme von Investi-
tionen. So hatte die Denkfabrik Avenir Suisse 
2014 vorgeschlagen, auf kantonale Steuerver-
günstigungen zu verzichten, um die Zuwan-
derung zu bremsen. Die SVP tut jedoch das 
exakte Gegenteil: Keine Partei hat in den letz-
ten Jahren mehr Ideen für Steuergeschenke an 
Konzerne aus dem Hut gezaubert als die SVP. 
Bei der letzten Unternehmenssteuerreform 
reichten SVP-Banker Thomas Matter und Tho-
mas Aeschi, Wirtschaftsberater bei Pricewater-
house Coopers, sechs Anträge ein, die sogar 
bei der FDP für Kopfschütteln  sorgten.

Die Folgen der Investionen

Dabei gäbe es gute Gründe, gegen die Inves-
titionen vorzugehen: Die Schweiz nimmt da-
mit anderen Ländern Arbeitsplätze weg und 
zwingt Menschen, dem Kapital nachzureisen. 
Zudem entzieht sie anderen Ländern Milliar-
den an Steuereinnahmen.

Doch das ist nicht das einzige Doppel-
spiel, das die SVP betreibt: Im aktuellen Ab-
stimmungskampf scheint sie sich nun plötz-
lich um die soziale Ungleichheit zu kümmern, 
die die Personenfreizügigkeit angeblich be-

wirke. Sie stützt sich dabei auf einen Bericht, 
den die parteieigene «Stiftung für bürgerliche 
Politik» in Auftrag gegeben hat: Die Zuwan-
derung bringe die Mieten zum Steigen, wo-
von vermögende ImmobilienbesitzerInnen 
profitierten, steht da. Gleichzeitig drücke die 
Zuwanderung billiger Arbeitskräfte auf die 
unteren Löhne.

Renditen für die Immobilienbesitzer

Tatsächlich führt eine höhere Nachfrage nach 
Wohnungen tendenziell zu höheren Mieten. 
Doch die zentrale Ursache für die immer  weiter 
steigenden Mieten liegt anderswo: zum  einen 
im vielen Kapital, das teilweise auch von aus-
ländischen Investoren wie dem US-Vermögens-

verwalter Blackrock in den hie-
sigen Immobilien markt fliesst, 
zum anderen darin, dass viele 
Immobilienbesitzer illegal hohe 
Mieten verlangen (siehe WOZ 
Nr.  3/20). Gemäss einer Studie 
der Raiffeisenbank sind die Mie-
ten in der Schweiz im Schnitt 
vierzig Prozent zu hoch.

Die SVP kämpft im Par-
lament jedoch für noch höhe-
re Renditen: Der Präsident des 
Hauseigentümerverbands, Hans 
Egloff, der bis vor kurzem für 

die SVP im Natio nalrat sass, forderte zum Bei-
spiel 2017 in einem Vorstoss, dass Immobilien-
besitzer einfacher von der rechtlich festgeleg-
ten Maximalrendite abweichen können sollen. 
Wie FDP und CVP sagte zudem Anfang Jahr 
auch die SVP Nein zur «Wohnungsinitiative», 
die den Bau von bezahlbaren Genossenschafts-
wohnungen fördern wollte. Im Rat der SVP-
Stiftung, die mit ihrer Studie über steigende 
Mieten klagt, sitzt im Übrigen auch Rolf Dörig, 
Präsident des grössten Schweizer Immobilien-
investors Swiss Life.

Gegen die Flankierenden

Ähnlich abenteuerlich ist die Argumenta-
tion mit den Löhnen: Ein grösseres Arbeits-
kräfteangebot kann durchaus auf die Löhne 
drücken, wie sich der libertäre Vordenker 
des Binnenmarkts Friedrich Hayek bereits in 
den dreissiger Jahren freute. Anders als wirt-
schaftlich schwache Länder, die gezwungen 
sind, mit tiefen Löhnen ihre Konkurrenzkraft 
zu stärken, kann die Schweiz die Löhne je-
doch politisch stützen. Das tut sie auch, mit 
flankierenden Massnahmen wie Gesamt-
arbeitsverträgen, Mindestlöhnen und Lohn-
kontrollen. Dank dieses Lohnschutzes hat die 
Freizügigkeit gemäss verschiedenen Studien 
zumindest nicht zu einem generellen Lohn-
druck geführt.

Das bedeutet nicht, dass es gar keine 
Probleme gibt. Eine Studie der Universität 
St. Gallen kam 2011 zum Schluss, dass das 
Arbeitskräfteangebot durchaus hie und da 
auf die Löhne drücke. Der SVP-Bericht stützt 
sich zudem auf eine Studie der Universität 
Bern von 2010, die einen leichten Lohndruck 
bei zugewanderten Arbeitskräften diagnosti-
ziert. Dies spricht für eine Stärkung des Lohn-
schutzes. Doch gerade die SVP hat sich bisher 
im Parlament konsequent gegen jeden Ausbau 
der flankierenden Massnahmen gewehrt. Mit 
dem Ende der Personenfreizügigkeit, wie sie 
die SVP will, würden sie sogar ganz wegfallen.

Was für die Mieten und Löhne gilt, gilt 
auch für die SVP-Klagen, die Schweiz wer-
de zubetoniert: Die Partei stellte sich in den 
letzten Jahren sowohl gegen das neue Raum-
planungsgesetz als auch gegen die Zersiede-
lungsinitiative, die beide zum Ziel hatten, eine 
zubetonierte Schweiz zu verhindern.

Die SVP hilft also nicht nur, möglichst 
viel Kapital in die Schweiz zu locken, sie 
kämpft auch dafür, dieses von möglichst vie-
len Regeln zu befreien. Die Folgen lastet sie 
wiederum der Zuwanderung an, was ihr lange 
Zeit den nächsten Wahlerfolg versprach. Doch 
wie die Abstimmungsprognosen nahelegen, 
scheint ihr Spiel immer weniger aufzugehen.

Als die halbe SP noch für Atomenergie war: Helmut Hubacher 1975 an einer Demonstration 
gegen den Bau des AKW Kaiseraugst.   FOTO: MARKUS AMMANN, DUK AS

Die SVP scheint 
sich plötzlich  
um die soziale 
Ungleichheit  
zu kümmern.




